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Lieber dreimal 
^erhandeln als 
Suropa 
aufgeben 
Ciu dleses Rückschlages gibt es keine Alter- 
OS 2u Eur°Pa' erklärte Helmut Kohl nach 
C3ircheitern des EG-Gipfels. Ein Rückfall 
Uli19- Jahrhundert bringt uns mit Sicherheit 
*<C Weite»": 

Wlr a,,e' vor al,em aucn wlr Deut" 
^ld' braucnen Europa. Und man braucht Ge- 
\iiAber Geduld und Langmut ohne Ende, 
HoJ*Jein gewisser Unterschied. In bin nur 
r*<U      elt« über offengebliebene Themen zu 
H»in'Wenn lcn elne reelle Chance zu einem 
^"Weichen Abschluß sehe. 

St\ k'9 Prozent der Dinge, die wir uns vorgenom- 
b6j hatten, sind in einer guten Form, die man auch 
9l(jc, en nächsten Tagungen verwenden kann, ge- 
Sche 'n der einen entscheidenden Frage, beim briti- 
Sle1 Beitra9, war es nicnt möglich, trotz stunden- 
^s \ Diskussionen zu einem Abschluß zu kommen. 
Qr(jJst eine außerordentlich bedauerliche und be- 
^Ser

ende Situation. Aber ich kann nur sagen, es ist 
\ ® Glicht, mit größter Energie und Entschieden- 
er) eiter zu versuchen, uns zu einigen. Ich kann 

n'cht damit abfinden, daß Europa nicht mit einer 
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Regionalkonferenzen zur Europawahl 
Auf bislang drei Regionalkonferenzen in Hamburg, Duisburg und Saarbrücken wu 
den Funktions- und Mandatsträgern der jeweiligen Landesverbände die Planung     , 
Europawahlkampfes der CDU-Bundesgeschäftsstelle vorgestellt. Die inhaltlichen 
organisatorischen Vorbereitungen und Materialien des Wahlkampfes stießen in a  . 
Veranstaltungen auf breite Zustimmung. Die Regionalkonferenzen sind damit ein wie 
ger Schritt zu einer umfassenden Mobilisierung der Partei für den Europawahlkarw 

Die nächsten Termine: 
11.00 Uhr Borken Stadthalle 
für den Landesverband Westfalen-Lippe 

18.00 Uhr Speyer Stadthalle 
für den Landesverband Rheinland-Pfalz 
9.00 Uhr Cuxhaven, im Rahmen des Landesparteitages Niedersachs 

11.00 Uhr Böblingen 
für den Landesverband Baden-Württemberg 

24. März 1984 

30. März 1984 

31. März 1984 
7. April 1984 

(Fortsetzung von Seite 1) 

Stimme spricht: Lieber dreimal verhandeln 
als Europa aufgeben. 
Das Scheitern des Brüsseler EG-Gipfel- 
treffens bringt die Europäische Gemein- 
schaft in eine sehr ernste Lage. Die CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion nimmt dies mit 
großer Betroffenheit zur Kenntnis, stellte 
Volker Rühe, stellvertretender Vorsitzen- 
der, fest. Die deutsche Seite ist für diese 
bedauerliche Entwicklung nicht verant- 
wortlich zu machen — im Gegenteil. 
Die Bundesrepublik Deutschland hat — 
ebenso Frankreich — die größten An- 
strengungen unternommen, um dieses 
Treffen zu einem Erfolg werden zu lassen. 
Die Regierungen beider Staaten sind da- 
bei bis an die Grenzen des ihnen Zumut- 
baren gegangen. 
Allerdings helfen Schuldzuweisungen in 
dieser Situation nicht weiter. Es geht jetzt 
nicht darum, der europäischen Öffentlich- 
keit einen Schuldigen vorzuführen, son- 
dern dieser Öffentlichkeit zu beweisen, 
daß die Europäische Gemeinschaft le- 
bensfähig ist, daß sie notwendig ist und 
daß sie eine Zukunft hat. Gerade im Vor- 

feld der Wahlen zum Europäischen 
ment ist es dringend erforderlich, da   ejs 
Gemeinschaft diesen positiven Nach 
erbringt, anstatt ein Bild der Zerstrit 
heit zu bieten. 

Trotz des fehlgeschlagenen EG-GjP d 
von Brüssel besteht jedoch kein G ^ 
zur Resignation; denn im Unterschia 
Athen haben sich die Staats- und R®9

fli, 
rungschefs über alle wichtigen Frag0 r 

nigen können — bis auf eine. Es rnU^en 
jetzt alle Anstrengungen unternor^ ^ 
werden, um diese eine Frage n°Cpjese 
dem nächsten Juni-Gipfel zu lösen- v $ 
fällige Nacharbeit verlangt auf der ^ 
Seite Durchsetzungsfähigkeit und P p 
sches Geschick und auf der anderen 
Einsicht und Kompromißbereitschaft- 

Von allen Beteiligten wird dabe^' 
Höchstmaß an europäischem Ge jC(it 
schaftsgeist erwartet. Wo er sich ,e\ 
von selber einstellt, muß er geschrfl y 
werden. In der europäischen Einigung £j- 
es keine Rückschritte geben. Die Eur ^ 
sehe Gemeinschaft braucht Groß13 rö- 
nien und Großbritannien braucht die 
päische Gemeinschaft. 
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BUNDESPARTEI/ORGANISATION 

"as Kommunikationsnetz 
der CDU wird weiter ausgebaut 
u'Verbesserung der Parteiarbeit 
Wifur Ernonun9 der Effektivität von 

Aufh    mPfen hat dle CDU mit dem 
ö*u eines umfassenden Kommu- fiik 

Au»      snetzes be9onnen- Unter 

9ien    2ung der modernen Technolo- 
cuu?nd neuer Medien stärkt die 
n6 [:. ,nre organisatorische Kraft, ei- 
*Uri    -*unwesent,'cne Vorausset- 
zten^ *^r das Durchsetzungsvermö- 
C?Uf P°,itiscne• Feld. Bis zur 
cDh tStagSWahl 1987 w,rd djeses 

ti0   "Konimunikationsnetz voll funk- 

*chÄ» hlg sein' stellte Bundesge- 
l*r p>    ünrer Peter Radunski auf ei- 

H|,essekonferenz in Bonn fest. 

Qar*it erfüllt die CDU für sich selbst ei- 
Wie 

e der hauptsächlichen Forderungen, 
d6s 'e irn Leitantrag des Bundesvorstan- 

Ur den Stuttgarter Bundesparteitag «H 
*Unq

ai enthalten sind, wonach die Nut- 
ty^,. der modernen Technologien eine 
%J^ Voraussetzung für die Zukunfts- 
W0 Un9 in der Bundesrepublik 

Utschland ist. 
\ befi 
\ D.lnden uns in einem Übergang zu ei- 
^ie9e'®nstlejstungsgesellschaft, die vor- 
^ w 

mit Informationen umgehen wird. 
^ir, /rd eine Informationsgesellschaft 
J^'wn!» unserem CDU-Kommunikations- 
6reitet      wir auf diese Entwjcklung vor- 

hin, erklärte Peter Radunski. 

Sj6r       
VOn den neuen Medien und der 

^es^- Techno,09ie- Wir in der Bun- 
s&r0c. Cnäftsstelle wissen nun, wovon ge- 

en wird. Unser neues Kommunika- 

tionsnetz baut auf der modernen neuen 
Technologie auf. 
Wir haben unsere Erfahrungen gemacht 
mit den Maschinen und ihrer Handhabung. 
Wir haben aber vor allem unsere Erfah- 
rung gemacht mit dem Verhalten der Men- 
schen, die damit umgehen. Natürlich wa- 
ren viele auch bei uns zunächst skeptisch, 
als die Bildschirmarbeitsplätze eingerich- 
tet wurden, aber je vertrauter die Appara- 
turen wurden, je mehr damit gearbeitet 
wurde, desto stärker wurde die Begeiste- 
rung unserer Mitarbeiter. Viele haben um- 
gelernt, sich umschulen lassen und sind 
nun qualifizierter als sie es vorher waren. 
Einige sind regelrecht zu neuen Speziali- 
sten und Fachkräften geworden. 
Arbeitsplätze hat niemand dabei verloren. 
Wir haben  allerdings  einige wenige Ar- 
beitsplätze mehr geschaffen. 
Mit der Einführung der neuen Text- und 
Datenverarbeitung   im   CDU-Kommunika- 
tionsnetz wird sich sicher auch unser Ma- 
nagement ändern. Vor 40 Jahren definier- 
te man einen Manager als jemanden, der 
für die Arbeit von Menschen verantwort- 
lich ist. Heute wird ein Manager als je- 
mand definiert, der verantwortlich ist für 
die Aufnahme von Wissen. Dieses Wissen 
ist Information in Aktion. Je besser Mana- 
ger verstehen, wie sie Informationen be- 
nutzen, je besser werden sie ihre Aufgabe 
erfüllen. Für Parteienarbeit gilt das mehr 
denn je, denn Information ist der eigentli- 
che Rohstoff, mit dem wir arbeiten. Unse- 
re Arbeit kreist immer um den Fluß der In- 
formationen, ihre Abgabe, aber auch ihren 
Rückfluß. 
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Zur Vorgeschichte 
Die Landesgeschäftsführerkonferenz 
setzte im Mai 1981 eine Kommission „Ver- 
besserung der Parteiorganisation" ein, de- 
ren Aufgabe es war, zu prüfen, wie neue 
Technologien im Bereich der Datenverar- 
beitung und der Telekommunikation für 
die Parteiorganisation eingesetzt werden 
können. Im Februar 1982 beschloß die 
CDU-Parteiführung, aufgrund einer Vorla- 
ge dieser Kommission, mit dem von der 
Firma WANG angebotenen Text- und Da- 
tenverarbeitungssystem einen Feldver- 
such durchzuführen. 

Der Aufbau des Netzes 
1982 wurde mit den Feldversuchen so- 
wohl in der CDU-Bundesgeschäftsstelle 
als auch bei Landtagswahlen und in aus- 
gesuchten Kreisverbänden begonnen. 
Dies war zugleich der Beginn eines syste- 
matischen Aufbaus des Netzes. Die CDU- 
Bundesgeschäftsstelle erhielt ein WANG- 
System VS 100. Landes- und Kreisverbän- 
de kamen nach und nach hinzu, denn die 
Konzeption sieht vor, die Gliederungen 
der Partei mit eigenen Computersystemen 
auszustatten, damit sie vor Ort autonom 
die anfallenden Arbeiten (Textverarbei- 
tung, Adressenverwaltung, Beitragswe- 
sen, Finanzbuchhaltung usw.) erledigen 
können. Dazu liefert die CDU-Bundesge- 
schäftsstelle kostenlos die notwendigen 
Programme und schult die Mitarbeiter. Die 
Kommunikation zwischen den einzelnen 
Geschäftsstellen wird durch die systemei- 
genen Möglichkeiten der Datenfernüber- 
tragung gewährleistet. 
Bereits im Bundestagswahlkampf 1983 
bestand das neue System die erste Be- 
währungsprobe: 
— Der gesamte zentrale CDU-Bundes- 
rednereinsatz wurde über das WANG-Sy- 
stem gesteuert und koordiniert. 
— Der im Textverarbeitungssystem inte- 
grierte Fotosatz ermöglichte in der ent- 

scheidenden Wahlkampfphase die sct\ne
p. 

le und rationelle Produktion von Einlad^aS 
gen,  Broschüren  und  Flugblättern, y 
Netz erlaubt es beispielsweise, Flugblät ^ 
zu ausgewählten TV-Sendungen nocn 
der Nacht als fertiges Textdokument P§ 

Datenfernübertragung an die angesch 
senen CDU-Geschäftsstellen zu verse 
den. f 

In diesen Tagen wurde die Pilotphase z 
Einführung des CDU-Kommunikationsn 

zes beendet. 

Die weitere Entwicklung des 
CDU-Kommunikationsnetzes 

soll 
Die volle Leistungskraft des Systems 
für den Bundestagswahlkampf 198 Jrd 
nutzt werden. Die Zeit bis dorthin 
zum stufenweisen Ausbau genutzt- 
genwärtig liegt die Priorität im Bereich 
Programme (Entwicklung, WeiterentW 
lung und Adaption der unbedingt noW* 
digen Software).  In  Kürze werden 
zwei neue Schwerpunkte ergeben: 
1. Der weitere Ausbau durch die An 
dung aller Parteigliederungen. , (> 
2. Die  Integration  der  „neuen  Me^ 
Bildschirmtext (Btx) und Teletext. In ^ 
bereitung dazu sind Feldversuche m' 
bei den Landtagswahlen 1985. j. 
Bereits heute ist die Mehrzahl der   Jj, 
Landesverbände  in das CDU-Netz   ^ 
griert. Bis Ende dieses Jahres wird 
Netzwerk auf  Landesebene voll aU 

baut. 

Bildschirmtext (Btx) ^ 

Wir werden Bildschirmtext als exte^ 
Kommunikationsmedium einsetzen- p, 
besonderem Interesse werden Zie9 ((1, 
pen sein wie die Presse, Verbände u „ 
stitutionen, natürlich auch ParteigHed 

gen und einzelne Parteimitglieder. ^ 

Zunächst werden wir 1985 in den ^ 
tagswahlkampfführenden Landesve y 
den Rheinland, Westfalen, Saarland 
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er'in in einer Pilotphase die Möglichkei- 
er> des Bildschirmtextes erproben. 

°hl erst nach der Bundestagswahl 1987 
fai|d die end9u|tige Entscheidung darüber 
d"en, wie weit wir mit Btx arbeiten. Bis 
ahm werden wir genügend Erfahrungen 

gammelt haben, um unsere Entschei- 
ri
Un9 zu treffen. Jetzt werden wir mit ei- 
^ Programm beginnen, das im wesent- 
nen Fakten und Daten über uns und un- 

ere Politik vermittelt. 

, x 'st also eine neue Form unserer Öf- 
;ntl'chkeitsarbeit. 

1 aer Text- und Datenverarbeitung gibt 
V|er Kommunikationsformen: 

• **t 
J Daten 
:• B"d und 
4Wort 
Dje    •• 
ce   

nacnsten Stufen werden Image-Pro- 
^ssing und Audio-Processing sein. Dann 
^ rden  in  unserem System  Bilder und 
unJ*6 transportiert. Beide werden helfen, 
r^ ere 'nformationen noch eingängiger zu 

S>iel" 
^ ^'tgliederdatei im CDU-Datenpool 
d6r 

Werder> künftig über unsere Mitglie- 
2i0|' 

lhre Beitragszahlungen und ihre so- 
^ 9ischen Merkmale genauer Bescheid 

*ieh6n" Wir könnten Be'träge zentral ein- 
kr 6n' Dam't können wir sie auch geziel- 
ö  ansprechen. 
7lsPiel 

• Ei 
9uch

n w'chtiger Anwendungsbereich wird 
Lejt 

die Verarbeitung der Anträge zum 
t^g ntra9 für den nächsten Bundespartei- 
%W ^ein- Wir werden die Anträge maschi- 
^bet'nlesen ,assen und mit in der Textver- 
bere| Un9 für die Antragsberatungen vor- 

^it ri" 
tr^9sfl       ten wir der zu erwartenden An- 

lut und der kurzen Zeit, die zur Vor- 

bereitung für die Antragskommission zur 
Verfügung steht, gewachsen sein. 
Beispiel 

3. Bereits im Bundestagswahlkampf 1983 
bestand das neue System die erste Be- 
währungsprobe: 

— Der gesamte zentrale CDU-Bundes- 
rednereinsatz wurde über das WANG-Sy- 
stem gesteuert und koordiniert. 

— Der im Textverarbeitungssystem inte- 
grierte Fotosatz ermöglichte in der ent- 
scheidenden Wahlkampfphase die schnel- 
le und rationelle Produktion von Einladun- 
gen, Broschüren und Flugblättern. Das 
Netz erlaubt es beispielsweise, Flugblätter 
zu ausgewählten TV-Sendungen noch in 
der Nacht als fertiges Textdokument per 
Datenfernübertragung an die angeschlos- 
senen CDU-Geschäftsstellen zu versen- 
den. 
Die Schlagkraft großer Organisationen, 
insbesondere mit regionalen Unterorgani- 
sationen, wird in Zukunft davon abhängen, 
wie sie sich der neuen Technologien zu 
bedienen wissen. Aus dieser Erkenntnis 
plant die CDU den Aufbau eines integrier- 
ten Text- und Datenverarbeitungssystems 
zu einem CDU-Kommunikationsnetz. 

Unsere Dynamik in Richtung neue Tech- 
nologie hat die SPD mitgerissen. 

1. Die SPD hat ihre Medienpolitik revi- 
diert. — Ja zum Privatfernsehen. 

2. Sie hat — wie wir — das Wang-System 
übernommen und 

3. sie hat ihre grundsätzliche Haltung zur 
neuen Technologie überprüft. Jedenfalls 
deuten ihre Parteitagsvorbereitungen dar- 
auf hin. 

Die CDU hat eine föderative Struktur in ih- 
rem Aufbau und das CDU-Kommunika- 
tionsnetz trägt dem Rechnung. 

Alle Parteigliederungen bleiben selbstän- 
dig und entscheiden selbst über die Inten- 
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sität der Teilnahme an dem Kommunika- 
tionsnetz. Vor allem aber werden die Ar- 
beitsbedingungen der Kreisparteien durch 
die neue Technologie in der Bürokommu- 
nikation verbessert. Denn in jeder Gliede- 
rung können in eigener Regie wichtige 
Büroarbeiten im elektronischen Text- und 
Datenverarbeitungssystem selbst ge- 
macht werden. Die Schlagkraft wird also 
auch für Landtagswahlen und Kommunal- 
wahlen erhöht. Dazu gehören Arbeiten 
wie Textverarbeitung, Adressenverwal- 
tung, Beitragswesen, Finanzbuchhaltung. 

Unser Kommunikationsnetz ist nicht nur 
ein Weg von oben nach unten und von un- 
ten nach oben. Es ist auch so angelegt, 
daß jede Möglichkeit besteht zu einem ho- 
rizontalen Informationsaustausch, also 
auch innerhalb eines Landesverbandes 
oder zwischen den Kreisverbänden. 
Das CDU-Kommunikationsnetz wird 300 
Anschlußstellen enthalten. Damit werden 
unsere rd. 250 Kreisverbände, alle Lan- 
desverbände und Bundesvereinigungen 
angeschlossen sein. Unsere Zusammen- 
arbeit mit den Gliederungen der Partei ha- 
ben wir damit verbessert. 

Die Informationen werden schneller, präzi- 
ser, rationeller, billiger und aktueller aus- 
getauscht. 

Der seit 1973 vorgenommene systemati- 
sche organisierte Ausbau unserer Partei, 
der sowohl die Zusammenarbeit zwischen 
Bundespartei, Landesparteien und Kreis- 
parteien intensiviert hat und der die CDU 
zu einer Mitgliederpartei gemacht hat, er- 
hält mit dem Ausbau des neuen Kommuni- 
kationsnetzes nun eine weitere Stufe. Die- 
se neue Kommunikationsstruktur paßt gut 
zu den größer gewordenen Kreisverbän- 
den, der erweiterten Mitgliederzahl und 
den intensivierten organisatorischen Ver- 
bindungen zwischen den Gliederungen 
der Partei. 

Neues Programm: 
SPD ist nicht lernfähig 
Zu dem neuen wirtschaftspolitischen Pr°' 
gramm der SPD erklärt Matthias WisS' 
mann, MdB, Mitglied des Vorstandes de«" 
CDU Deutschlands und wirtschaftspol'11' 
scher  Sprecher  der  CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion:   Das  neue  wirtschaftspolK1' 
sehe Programm der SPD ist der Nachwe1^ 
dafür, daß die deutschen Sozialdemokra' 
ten nicht lernfähig sind. Reduziert man di 
angebotenen Lösungsvorschläge der Sr 
für die wirtschaftlichen Probleme der Buf' 
desrepublik Deutschland auf ihren Ke^ 
so erkennt man zwei Mittel zur ÜberWi^ 
dung der strukturellen Verwerfungen un 
serer Wirtschaft. Im Zentrum aller Üben^ 
gungen steht die Ausweitung der Staat 
leistungen   und   damit   der  Staatsqu0 

durch eine betonte Nachfragepolitik. Neu 

Infrastrukturinvestitionen,   weitere   sta 
lieh finanzierte Umweltschutzmaßnahm^ 
Aufstockung   von   staatlichen   Dienstle 

stungen,    direkte    Forschungsförderu^ 
heißen die Stichworte. Dieses konjunkt^ 
politische Rezept konnte in der Verga 

genheit den konjunkturellen Einbruch u 

serer   Wirtschaft   nicht   verhindern   u 

nicht überwinden, wie sollen sie struK 
relle Probleme meistern? 
Der zweite Kern  der SPD-Politik laüJJJ; 
Die neuen Staatsausgaben müssen fin*., 
ziert werden, mit einer Erhöhung <*& 
neralölsteuer,  der Einführung einer u 

weltabgabe,  der Einführung  einer Sp 
buchsteuer, der Erhöhung der Vermö0   , 
Steuer, Erhöhung der Gewerbesteuer u 

deren Ausdehnung auf die freien ^er   |- 
Eine Erhöhung der staatlichen Verscr1 

dung über den vom Grundgesetz 9eZ^L- 
nen Rahmen wird ausdrücklich in £rw 
gung gezogen. Dies ist genau die P°' jr 
die   mitverantwortlich  dafür  ist,  daß    . 
heute Arbeitslosigkeit, Wachstumsscn 
ehe, Lehrstellenmangel und so weiter 
klagen müssen. 
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LAGE DER NATION 

pas innerdeutsche Verhältnis 
'st von Normalität noch weit entfernt 
^lr wollen zu praktischen Lösungen 
0mmen, die den Menschen dienen. 
üch damit erfüllen wir unsere natio- 

?,e Verpflichtung. Natürlich darf 
ples nicht zu Lasten von Demokratie, 
, reiheit und Menschenrechten ge- 
2jJ' Wjr sind uns der Vielschichtig- 
st des innerdeutschen Verhältnis- 

ses bewußt. Dieses Verhältnis ist 
^"angesichts der politischen Ent- 
st i?.'dun9 der vergangenen Monate 
fii?k  9eb,ieDen- Dles ist ein Gewinn 

r beide Seiten, ein Gewinn auch für 
"sere Verbündeten. Ich stelle das 
'* Befriedigung fest, erklärte Bun- 

ban Helmut Konl bei der De" a"e im Deutschen Bundestag. 

Qje innerdeutschen Beziehungen ha- 
^ ben sich seit dem letzten Bericht zur 
I 9e der Nation im geteilten Deutschland 
re 9esamt positiv entwickelt. Die Bundes- 
. yierung hat ihre intensiven Bemühunaen 

•'eh 
in k 

•Sanitären Angelegenheiten beharr- 
:gesetzt. 1983 hat die DDR eine er- 
e Zahl politischer Gefangener frei- 
in und ihnen die Übersiedlung in 

tet | Undesrepublik Deutschland gestat- 
^r 'n bemerkenswertem Umfang konnten 
tyie*

Ucn erreichen, daß getrennte Familien 
che 

6r 2usammenfanden. Wir wissen, wel- 
^Dfi Belastun9en sich Deutsche in der 
antr 

aussetzen, die einen Übersiedlungs- 
9r(jß

a
t
9 stellen. Die Bundesregierung be- 

9iin die wacnsende Zahl der Genehmi- 
ge rlen' Wir freuen uns über jeden, der in 
d©|n 

Undesrepublik Deutschland übersie- 
^UB ni.ocbte und von den Behörden der 
A      die Genehmigung dazu erhält. 

beim Reiseverkehr gibt es teilweise 

erfreuliche Fortschritte. Die Zahl der Rei- 
sen in die DDR hat zuletzt etwas zuge- 
nommen. Wir spüren aber immer noch die 
negativen Folgen der Erhöhung der Min- 
destumtauschsätze im Oktober 1980. Von 
einer durchgreifenden Besserung kann 
leider noch keine Rede sein. Allerdings ist 
zu begrüßen, daß die Grenzkontrollen of- 
fenkundig korrekter erfolgen als früher. 
Jugendliche im Alter von 6 bis 14 Jahren 
hat die DDR im September vorigen Jahres 
vom Zwangsumtausch wieder befreit. Die- 
se Regelung bringt zwar für Familien eine 
gewisse Erleichterung, ist aber nicht mehr 
als ein erster Schritt in die richtige Rich- 
tung. Die Senkung der Mindestumtausch- 
sätze bleibt eine wichtige Forderung der 
Bundesregierung. 

Im Reiseverkehr aus der DDR in die Bun- 
desrepublik Deutschland gibt es keine 
starke Bewegung. Wir begrüßen die Zu- 
nahme der Reisegenehmigungen in drin- 
genden Familienangelegenheiten. Im ver- 
gangenen Jahr wurden über 40 Prozent 
mehr Genehmigungen erteilt als 1982. 
Aber die Bundesregierung findet sich 
auch weiterhin nicht damit ab, daß jünge- 
ren Menschen in der DDR Westreisen nur 
unter engen Voraussetzungen gestattet 
werden. Uns erfüllt mit Sorge, daß wir im- 
mer noch zu viele Klagen über Reisever- 
weigerungen hören, gerade auch in 
menschlichen Härtefällen. Ich appelliere 
an die Regierung der DDR, human zu ver- 
fahren. 
Spürbare Erleichterungen für Millionen 
von Menschen konnten wir beim inner- 
deutschen Postverkehr erreichen. Die 
Vereinbarung über die neue Postpauscha- 
le ist ein gutes Beispiel für ein angemes- 
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senes Verhältnis zwischen Leistung und 
Gegenleistung. 
Nach achtjähriger Pause wurden im 
Herbst Verhandlungen über ein Kulturab- 
kommen wieder aufgenommen. Wir wollen 
dem kulturellen Austausch neue Impulse 
geben. Bis zum Abschluß der schwierigen 
Gespräche bleibt die Bundesregierung — 
wie beim Wissenschaftsaustausch — um 
Einzelprojekte bemüht. 
Die Beziehungen auf dem Gebiet des 
Sports bleiben unbefriedigend. Sie be- 
schränken sich im wesentlichen auf weni- 
ge Begegnungen von Spitzensportlern. 
Wir werden weiter darauf dringen, daß 
möglichst viele Jugendliche, und gerade 
auch Sportler aus dem grenznahen Be- 
reich, Gelegenheit zum fairen Wettkampf 
miteinander erhalten. 
In den Rechtshilfeverfahren streben wir 
Vereinbarungen an, die wenigstens in Teil- 
bereichen die Verfahren im Interesse der 
Betroffenen erleichtern, vereinheitlichen 
und beschleunigen. 
Der innerdeutsche Handel hat sich über 
alle Veränderungen der internationalen La- 
ge hinweg für beide Seiten als ein Element 
der Stetigkeit und Berechenbarkeit erwie- 
sen. Der DDR bringt er vielfältigen Nutzen, 
aber auch der Bundesrepublik Deutsch- 
land und insbesondere Berlin. 1983 wurde 
eine Zuwachsrate von etwa acht Prozent 
erreicht. Vor allem mit zusätzlichen 
Dienstleistungen im Bereich der Post 
konnte die DDR die Handelsbilanz weitge- 
hend ausgleichen. 

Mehr erreicht als 
Helmut Schmidt in den 
letzten Jahren 
Der „Bericht zur Lage der Nation im ge- 
teilten Deutschland" zeigt, daß die Union 
in der Deutschlandpolitik sich treu ge- 
blieben ist. Die Maxime der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion hieß immer: Festig- 
keit in den elementaren Grundsätzen 
und kein Verschweigen der existentiellen 

Unterschiede zwischen den beiden Re' 
gierungs- und Gesellschaftssystem*11' 
dennoch aber wegen der Verbesserung 
der zwischenmenschlichen Kontaktrnöfl' 
lichkeiten zu verhandeln und Gespräcn 
zu führen. 
In der Tat stellen heute selbst unsere KrW' 
ker fest, daß wir durch diese Verhandle' 
gen und Kontakte in kurzer Zeit mehr e 
reicht haben, als es Helmut Schmidt i 
den letzten Jahren seiner RegierungsZ^ 
gelungen ist. Wir haben daher eine Wen 
in  der  Deutschlandpolitik  herbeigefün • 
nämlich die Stagnation in den Jahren v 

Herbst 1982 überwunden und einen dyn 
mischen Prozeß in der Form von viele1" 
Kontakten und Gesprächen, ja sogar Ve 
tragsabschlüssen geschaffen. Es ist soQ 
gelungen, damit schwierige Situationen 
meistern, wie z. B. die Lage nach de 
Nachrüstungsdoppelbeschluß    und 
heikle Kapitel der Ausreisemöglichke" 
aus der DDR, erklärte MdB Eduard Lintn 
in der Debatte. 
Das innerdeutsche Verhältnis ist *p ' 
trotz der vielen Reisen und Besuche W 
tiger Politiker aus der BundesrepuD 

Deutschland in die DDR von Normal 
weit entfernt. Der Bericht des Bund* 
kanzlers stellt dies auch in der notwen 
gen Klarheit fest. Zur Normalität der P 

Ziehungen wären u. a. notwendig: 
— eine für jedermann durchlässige G 

ze und 
- die freie Ausübung des Selbstbest' 

mungsrechts. . 
Wir dürfen bei den Kontakten mit P°jh, 
sehen Persönlichkeiten aus der DDR ^ >, 
vergessen, daß die Offenheit der oß 
sehen Frage, die wir alle wollen, weS

heit 
lieh davon lebt, daß der Wille zur Ein   f 

der Nation im Bewußtsein unserer BjrLr 
verankert  ist  und  verankert  bleibt-     t, 
Wunsch nach nationaler Einheit der 0 
sehen muß ein ganz selbstverständl"0 

Anliegen bleiben. 
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INFORMATION 

^Ppelle reichen 
,r* Gesundheitswesen 
^'cht mehr aus 

Bonn trafen sich zu einem Fachge- 
.präch über Krankenversicherungsfragen 
s Glieder der Arbeitsgruppe Arbeit und 
Q°2'ales unter Leitung von MdB Haimo 
L6orge mit Vertretern der Ortskranken- 
ln
Ssen, der Betriebskrankenkassen, der 

Sc
n

h
Un9skrankenkassen und der landwirt- 

•j. Etlichen Krankenkassen. Folgende 
^emen wurden besprochen: Kosten- 
l^^pfung im Gesundheitswesen, Novel- 
s 

ün9 des Krankenhausfinanzierungsge- 
c. 2es, Strukturprobleme der gesetzli- 
Är>t

n Krankenversicherung, Probleme der 
sUn hwemme' Änderungen der Zulas- 
und

9sordnung und Approbationsordnung 
k,    Mögliche Lösungen der Pflegefallpro- 
'ernatik. 

Öer 
estand Übereinstimmung, daß für den 

n6j^!cn Kosten und Verbrauch von Arz- 
reichteln Und für den Krankenhausbe- 
n0Jj wirksamere Steuerungsmaßnahmen 
daß di9 seien. Die CDU/CSU begrüßt, 
k6n,Slcn die Spitzenverbände der Kran- 
Q6s

assen und die Pharmaindustrie zu 
d^m

prachen finden, um Wege zur Kosten- 
\ Pfüng im Pharmabereich zu erarbei- 
te, nachdem der Weg der „Appelle und 
^rffM

enmassa9eu nicht den gewünschten 
(jb

0|9 gehabt hat. 

Notw
einstirnniung bestand auch über die 

Krank
endi9|<eit einer Novellierung des 

N6u 
enhausfinanzierungsgesetzes, einer 

k6n^
rdnung der Finanzierung der Kran- 

es ^Investitionen, einer Auflösung der 
Sinu finanzier-ung und einer stärkeren 
\ 2lehung der Krankenkassen in die 
^u^,Satzfeststellung und die Kranken- 

P'^nung. im Interesse einer bundes- 

einheitlichen Krankenhausgesetzgebung 
sollte der Bund möglichst viele Kompeten- 
zen für diesen Bereich behalten. 

Einig waren sich die Gesprächspartner, 
daß eine Pflegefallkostenversicherung als 
eigene Institution oder über die gesetzli- 
che Krankenversicherung nicht erstre- 
benswert sei und man andere Lösungen 
erarbeiten müsse. Die Krankenkassen 
werden demnächst ein Konzept veröffent- 
lichen. 

Junge Union: 
Unsere Zukunft heißt Europa 
Der Bundesvorsitzende der Jungen Union 
Deutschlands, Christoph Bohr, sprach 
sich in Bonn vor über 150 Kreisvorsitzen- 
den der Jungen Union für eine Öffnung 
der europäischen Binnengrenzen nach 
dem Muster der Nachbarländer Belgien, 
Niederlande und Luxemburg (Benelux) 
aus. Bohr bedauerte das Desinteresse 
vieler junger Menschen an Europa und 
verlangte eine verstärkte Einbindung der 
Deutschlandpolitik in die europapolitische 
Diskussion. „Die deutsche Frage ist so of- 
fen wie die europäische Frage und zwi- 
schen beiden gibt es einen unlösbaren 
Zusammenhang", sagte Bohr, der darüber 
hinaus forderte, unverzüglich im Bereich 
des Umweltschutzes im Ministerrat zum 
Mehrheitsprinzip zurückzukehren, da eine 
generelle Rückkehr zum Mehrheitsprinzip 
zwar dringend notwendig, nicht aber reali- 
stisch sei. 

Auf der gleichen Veranstaltung sprach 
sich das Mitglied der Europäischen Kom- 
mission, Narjes, für die Einführung der 
Vereinigten Staaten Europas aus. Nur so 
könne Europa der technischen Herausfor- 
derung Japans und der USA begegnen. 
Der Spitzenkandidat der Jungen Union zur 
Europawahl, Thomas Kropp, forderte die 
Einführung einer europäischen Verfas- 
sung und die Wiedereinführung des Mehr- 
heitsprinzips im europäischen Ministerrat. 
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Bauvorschriften 
werden durchforstet 
Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion be- 
grüßt die Ankündigung der Bundesregie- 
rung, den Abbau überzogener Bauvor- 
schriften und die Schaffung eines einheitli- 
chen Baugesetzbuches gegenüber ihren 
ursprünglichen Zeitvorstellungen noch 
einmal zu beschleunigen, erklärte der 
wohnungsbaupolitische Sprecher der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Dietmar 
Kansy. 

Das neue Baugesetzbuch, das zur Strei- 
chung von einem Drittel bis zur Hälfte der 
heute geltenden Vorschriften führen soll 
und durch daß das Bundesbaugesetz, das 
Städtebauförderungsgesetz und das Mo- 
dernisierungs- und Einsparungsgesetz 
aufgehoben werden sollen, soll nunmehr 
bereits im Jahre 1985 im Kabinett verab- 
schiedet werden. Im Interesse des durch 
zu viele Vorschriften gegängelten Bürgers 
sollte der Deutsche Bundestag seiner- 
seits die Beratungen des umfassenden 
Gesetzeswerkes so zügig wie nur irgend 
möglich durchführen. Ein Inkrafttreten we- 
nigstens von Teilen des neuen Baugesetz- 
buches noch Ende dieser Legislaturperio- 
de sollte auf keinen Fall am Terminplan 
des Parlaments scheitern. 

Bernhard Sälzer 
in Hessen zum 
Spitzenkandidaten gewählt 
Die hessische CDU hat sich auf einem 
Landesparteitag in Frankfurt zur europäi- 
schen Einigung bekannt und ihr Pro- 
gramm für die Europawahlen am 17. Juni 
verabschiedet. Mit 426 von 434 Stimmen 
wählten die Delegierten den bisherigen 
Europaabgeordneten Bernhard Sälzer 
(Darmstadt) zum Spitzenkandidaten der 
hessischen Union. Auf die weiteren Plätze 
kamen    Axel    Zarges    (Kassel),    Ursula 

Braun-Moser (Bad Vilbel) und der Lan ' 
tagsabgeordnete Gerald Weiß (Russe'5' 
heim). 
Der CDU-Landesvorsitzende Walim^ 
forderte zu neuer Entschlußkraft für d* 
Einigungswerk Europa auf. Sowohl VVJ 
mann als auch Generalsekretär Geiß 
warfen der SPD vor, den europäische 
Gedanken nicht zu verstehen. Wer die c 
ropawahl zu einer „Denkzettelwahl" ^ 
chen wolle, habe den Menschen in EuroP 
nichts zu sagen, sagte Heiner Geißlet 

Neuer Bundesvorstand 
des RCDS gewählt 
Auf der 36. ordentlichen Bundesdele9|f 
tenversammlung des Rings Christlich- 
mokratischer Studenten (RCDS) in VW 
bürg wurde in einer  Kampfabstimn-1 

der bisherige Vorsitzende Franz Dorrt* 
in  seinem  Amt  bestätigt.   Er  sie9te

hejt 
zweiten Wahlgang mit knapper Mehr 
über seinen bayerischen Herausforde 
Winfried Adam. Neu wählte die Bundes 
legiertenversammlung   zu   stellvertre 
den Bundesvorsitzenden des RCDS, ch"' 

stoph Erbel aus Köln und Uwe Uibe' 
Bremen. 

Mit großer Mehrheit verabschiedeten 
Delegierten   „Leitlinien  für  eine   '<• 

6v 

Deutschlandpolitik".  In diesem Besc 
spricht sich der RCDS für den Aufbau 
die Stärkung einer gesamtdeutschen 
darität und eines demokratischen P 
tismus, jenseits von nationalem Chau 
mus, aus. , 

on ^ In   den   neuen   Würzburger  These'   ^ 
Hochschulpolitik   lehnt   der   RCDS   ^ 
Neuerrichtung von Privathochschule     p 

staatlicher Hilfe  ab.  Stattdessen sjj• 
staatliche Mittel staatliche HochschU    ^ 
die Lage versetzen, Eliteuniversitäte 

bleiben oder zu werden. 
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AUSBILDUNGSPLÄTZE 

Der Bund geht mit gutem Beispiel 
voran: tausend Lehrstellen mehr 
bit! Bundeskabinett hat den Berufs- 
JOungsbericht 1984 verabschiedet. 
dJ

s duale System der Berufsausbil- 
r
un9 hat 1983 seine große Bewäh- 

w^9sprobe bestanden. Der Bericht 
teJSt 9'eichzeitig die Prognoseda- 

$ch  • 1984 aus: Auch 1984 wird ein 

nwieriges Ausbildungsjahr. Insge- 
«mt ist 1984 mit einer Gesamtzahl 

p]^ 715000 bis 735000 Ausbildungs- 
Auf zu recnnen- Diese 
£h 9a^e ist nur durch das erneute 
Q 9a9ement aller gesellschaftlichen 

^d Pen sowle von Bund. Ländern 
a Gemeinden zu lösen. 

Qle guten Erfahrungen des Jahres 1983 
in Mutigen zu der Erwartung, daß auch 
v0 'esem Jahr eine ausreichende Anzahl 
%, ^usbildun9splätzen zur Verfügung 
lhe 

6n wird' stellte Bundesminister Doro- 
fnenh/Vi,ms fest Die wirtschaftlichen Rah- 
9(jn ngungen nierfür entwickeln sich 
Hui9' 1984 recnnen wir mit zunehmen- 
ljc, Wirtschaftswachstum und einer deut- 
r^ n Entspannung auf dem Arbeits- 
den Daraus werden sich positive Ten- 
bot 8n aucn beim Ausbildungsplatzange- 
D. ^wickeln. 

SQ 
Undesregierung geht auch für 1984 

sChJJaus' daß die Unternehmen der Wirt- 
\J\ eigenverantwortlich für eine ausrei- 
ße tr Zanl von Ausbildungsplätzen Sor- 
^n j!9en- Patentrezepte, die alle regiona- 

^ a tUrellen und guantitativen Probie- 
rt Uß einmal lösen- 9ibt es auch 1984 

'st 6j' faustisch und erfolgversprechend 
nzi9 und allein eine „Politik der 100 

Schritte". Gravierende Umstellungen des 
dualen Systems dagegen würden zu einer 
Vernichtung von Ausbildungskapazitäten 
führen. Dies gilt insbesondere für gesetzli- 
che Umlagefinanzierungen. Sie wird es 
auch 1984 nicht geben. Auch mit direkten 
staatlichen finanziellen Hilfen können die 
Ausbildungsbetriebe der Wirtschaft nicht 
rechnen. Dies würde zu Attentismus und 
zur Benachteiligung bislang schon über 
Bedarf ausbildender Betriebe führen. 
Auch ein Sonderprogramm wie 1983 
kommt nicht in Betracht. Auch 1984 wer- 
den und müssen Betriebe über Bedarf 
ausbilden. Dies setzt allerdings voraus, 
daß mit der Ausbildung nicht eine Über- 
nahmegarantie in eine spätere Dauerbe- 
schäftigung verbunden ist. Betriebs- und 
Personalräte sollten dies bei ihren ver- 
ständlichen Bemühungen um Arbeitsplät- 
ze für Jugendliche bedenken. Vorüberge- 
hende Teilzeitverträge für ausgebildete 
Jugendliche können hier etwas Erleichte- 
rung schaffen. 
Im Rahmen einer „Politik der 100 Schritte" 
wird die Bundesregierung insbesondere 
durch folgende Maßnahmen zur Verbes- 
serung des Ausbildungsplatzangebotes 
1984 beitragen: 

1. Der Bund wird 1984 28500 Ausbil- 
dungsplätze anbieten, das sind rd. 1 000 
Plätze mehr als im Vorjahr. Damit können 
nun auch die bei der Deutschen Bundes- 
bahn verfügbaren, für den eigenen Nach- 
wuchsbedarf nicht benötigten gewerblich- 
technischen Ausbildungsplätze besetzt 
werden. Die Bundesregierung hat die da- 
zu erforderlichen Beschlüsse gefaßt und 
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gibt damit der Wirtschaft und Verwaltung 
ein Signal, ebenfalls ihr Ausbildungsange- 
bot 1984 entsprechend zu erhöhen. 

2. Das Bundeskabinett hat über den Bun- 
desratsentwurf hinaus weitere Vorschläge 
zur Änderung des Jugendarbeitsschutz- 
gesetzes beschlossen; einen Entwurf zur 
Änderung des Schwerbehindertengeset- 
zes sowie zur Änderung der Arbeitszeit- 
ordnung wird die Bundesregierung in Kür- 
ze vorlegen. Diese Vorhaben dienen dem 
Ziel, die Ausbildungsbereitschaft der Wirt- 
schaft zu erhöhen; es geht dabei nicht um 
einen Abbau notwendiger Schutzrechte. 
Bei der Änderung des Jugendarbeits- 
schutzgesetzes geht es unter anderem 
um: 
— Freistellung an Berufsschultagen (es 
soll künftig vermieden werden, daß ein 
Auszubildender wegen des Berufsschul- 
unterrichtes dem Betrieb zwei volle Ar- 
beitstage pro Woche fernbleiben muß). 
— Wiedereinführung des 6-Uhr-Arbeits- 
beginns. 
Durch die Änderung des Schwerbehinder- 
tengesetzes soll erreicht werden, daß 

— Auszubildende bei der Berechnung 
der Pflichtquote zur Beschäftigung von 
Schwerbehinderten künftig nicht mehr 
mitzählen; 

— Ausbildungsplätze für Schwerbehin- 
derte doppelt zählen. 
Mit der Änderung der Arbeitszeitordnung 
soll u. a. das Beschäftigungsverbot für 
Frauen im Bauhauptgewerbe aufgehoben 
werden. 

3. Der Gesetzentwurf zur Vorruhestands- 
regelung bietet die Möglichkeit, für einen 
älteren ausscheidenden Arbeitnehmer 
auch einen Auszubildenden im Betrieb 
einzustellen. Dadurch werden neue Aus- 
bildungsplätze geschaffen. 

4. Die Bundesregierung will zusätzliche, 
bisher nicht ausbildende Betriebe für die 

Ausbildung  gewinnen.  Sie  hat  deshalb 
Maßnahmen zur Ausweitung des Aust"1' 
dungsverbundes  eingeleitet.  Zu  diese'11 

Zweck sollen verstärkt Berater für die 0*' 
ganisation von Ausbildungen im Verbun 
auch   im   Rahmen   von   Arbeitsbescha 
fungsmaßnahmen (ABM) eingesetzt we 
den. 
5. Eine effizientere Besetzung von Aust" 
dungsplätzen soll dadurch erreicht Ve 

den, daß die Zahl der Mehrfachvertrag 
durch die Einführung des Systems der A 
nahmekarten oder anderer geeignet 
Maßnahmen (z. B. Vorlage von Original0' 
kumenten oder einer hierfür besonde 
gekennzeichneten Zeugniskopie) red 

ziert wird. 
6. Die Bundesregierung wird auch im & 
re 1984 regionale Ausbildungsmarktkon< 
renzen initiieren, ebenso auch örtliche/1- 

gionale Ausbildungsplatzbörsen. 

7. Das   Bundesministerium   für   B',du^ 
und  Wissenschaft  wird   zusammen  ^ 
dem  Bundespresseamt  gezielte  öffe 

lichkeitsarbeit zur Verbesserung des A^ 
bildungsplatzangebotes durchführen- 

8. Bund und Länder erörterten im P 
men einer von den Regierungschefs " 
auftragten   Arbeitsgruppe   Möglichke' 
zur vorübergehenden Ausweitung der 

an- 
dungsangebote an  beruflichen Schul   ' 
insbesondere der Bildungsgänge mit v 
qualifizierendem Abschluß. 

9. Zur  Verbesserung   der  Ausbildung 
Chancen von Mädchen wird die Öffn 
gewerblich-technischer Berufe für Fra 
weiter gefördert; außerdem hat die "   f 
desregierung  erneut  eine   Initiative 
Ausweitung des Ausbildungsplatzange 
tes im Krankenpflegebereich ergriffen- 

10. Das Programm zur Förderung der 
rufsausbildung   benachteiligter  Ju9e    j 
eher wird auf hohem Finanzierungsn'v ^ 
fortgeführt; es ist in den letzten Jahre 
nanziell erheblich aufgestockt worden- 
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KANZLERBRIEF 

Leserzuschrift an die Prawda: 
Auch wir sind für den Frieden 
Bundeskanzler Helmut Kohl sandte 
J1 die Leserinnen und Leser der 
*0|*somolskaja Prawda in Moskau 
J* 17. Februar 1984 folgenden Brief, 
^6r bislang noch nicht veröffentlicht 
*urde. 

• ehr geehrte Damen und Herren, 
den letzten Wochen haben mich zahlrei- 

J*e gleichlautende Postkarten, Briefe und 
^terschriftslisten  aus  der Sowjetunion 
^ reicht, deren Absender und Unterzeich- 
s.

er sich gemeinsam mit den Worten „Ich 
k"firne für den Frieden" zu einer weltwei- 

n Antikriegs-Bewegung bekannt haben. 
* viele Schreiben keine genauen Absen- 

jj Angaben enthielten und da ihre Zahl 
s9esamt zu groß ist, um sie alle einzeln 

6rwidern, möchte ich allen, die sich an 
ch gewandt haben, auf diesem Wege 

|, nl<en und antworten, zumal auch der 
Respondent der Komsomolskaja Praw- 

^k'n ÖOnn Desonderes Interesse daran 
*undet hat, seinen Lesern meine Ant- 

ort mitzuteilen. 

g e Botschaft, die mir so viele Sowjetbür- 
SJ übermittelt haben, hat mich bewegt, 
^inh Sje gewiß, wir stimmen gemeinsam 
^nrt für den Frieden-in meinem Land 
ten ebenso in allen anderen Mitgliedstaa- 
Wjr 

des atlantischen Bündnisses. Auch 
rer |die Regierungen wie die Bürger unse- 
re der' sind entschlossen zu verhin- 
Wirrt' daß die Welt in stücke gesprengt 
Nw Se'en  S'e  überzeu9t"  daß  unsere 
d6r y0rt auf die Frage nacn der Zukunft 
^ Menschheit und der Welt stets die der 

nunft und des Friedens sein wird. Von 

deutschem Boden wird nie wieder Krieg 
ausgehen. Hierin weiß ich mich auch mit 
unseren Landsleuten in der Deutschen 
Demokratischen Republik, insbesondere 
auch mit Generalsekretär Honecker einig. 
Die Geschichte, deren tragische und 
schreckliche Wunden und Narben auch 
uns unvergessen sind, lehrt uns dies: 
Nicht einseitige Bereitschaft zum Konflikt 
oder Streben nach Überlegenheit, son- 
dern nur beiderseitiger Willen zu Verstän- 
digung und Mäßigung können im Zeitalter 
der Nuklearwaffen Grundlage einer Politik 
sein, die bestehende Schwierigkeiten und 
Probleme im beiderseitigen Interesse mit 
den Mitteln der Vernunft, nicht der Emo- 
tion, zu lösen hat. 

Gleichzeitig wissen wir: Die Sprache der 
Vernunft ist die Sprache der Nüchternheit. 
Gegenseitige Vorwürfe lösen keine Pro- 
bleme; auch Wunschdenken vermag dies 
nicht. Deshalb ist es so wichtig, den lei- 
denschaftlichen Willen zum Frieden mit 
der Bereitschaft zu verbinden, einander 
aufmerksam anzuhören, die Schwierigkei- 
ten des anderen zu verstehen und sie bei 
den eigenen Überlegungen in den Ver- 
handlungen in Rechnung zu stellen. Ist 
dies der Fall, dann können nach meiner 
Überzeugung auch Vereinbarungen erzielt 
werden, die in der Tat gerecht und ausge- 
wogen sind und die bei allen Beteiligten 
das verständliche Bedürfnis nach Sicher- 
heit befriedigen sowie zugleich die Sehn- 
sucht der Menschen nach Frieden mit we- 
niger Waffen erfüllen. Hierfür setze ich 
mich mit aller Kraft ein. 
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EVP-FRAUEN 

Technologie stand 
im Mittelpunkt des 
Brüsseler Kongresses 
Rund 800 Frauen aus 11 Ländern 
hörten die Ansprache des belgi- 
schen Außenministers Leo Tinde- 
mans, Vorsitzender der Europäi- 
schen Volkspartei (EVP), zum Schluß 
des Kongresses der EVP-Frauen am 
Wochenende in Brüssel. „Europa 
wird das sein, was wir daraus ma- 
chen", appellierte er an die Zuhöre- 
rinnen und mahnte, daß es gelte, das 
Europa der Bürger und der Men- 
schen zu verwirklichen, so wie es 
Adenauer, Schuman und de Gasperi 
wollten. 

Dazu müsse Europa sich auch der Her- 
ausforderung durch die neuen Tech- 

nologien stellen, die zentrales Thema des 
Kongresses waren. „Wir brauchen Phanta- 
sie, um uns die zukünftige Gesellschaft 
vorzustellen und viel Klugheit, damit auf 
dem Weg dahin soziale Errungenschaften 
nicht zerstört werden", mahnte er. 

Damit unterstrich Tindemans die Kernge- 
danken dieses Kongresses, wie sie von 
der Präsidentin, der italienischen Kultus- 
ministerin Franca Falcucci, und in einer 
Podiumsrunde zu diesem Thema ausge- 
sprochen wurden. An dieser Diskussion 
beteiligten sich die Europaabgeordneten 
Nikolas Estgen, Marlene Lenz und Hania 
Maij-Weggen, die vom Generalsekretär 
des CDS in Frankreich Jaques Barrot zu- 
sammengefaßt wurde. 
Die Teilnehmer sagten in ihrer Resolution: 
„Wir erwarten, daß die neuen Technolo- 
gien dem Menschen dienen und nicht um- 
gekehrt. 

Daher erfordern die Möglichkeiten der Zu- 
kunftstechnologien, daß wir sie in einem 
politischen und kulturellen Zusammen 
hang sehen und nicht nur den techni- 
schen Aspekt berücksichtigen. Das kom- 
mende Europäische Parlament muß dazu 
beitragen, den Spielraum, den uns neue 
Techniken gewähren, zu beherrschen und 
nicht neue Abhängigkeiten zu riskieren- 
Dazu ist es erforderlich, die gegenwärti- 
gen Schwächen europäischer Politik zu 
überwinden und die Aktivitäten der Ge' 
meinschaft vor allem bei der BekämpfunQ 
der Arbeitslosigkeit, speziell der der JU' 
gendlichen und der Frauen, zu stärken. 

Die weitere politische Integration Europa5 

trägt darüber hinaus zu einer Überwin- 
dung der Spaltung in der Welt bei und 
kann Europas Rolle als dritte Kraft — e^' 
gebunden  in  das westliche  Bündnis 
stärken. 
Wir Frauen in der EVP engagieren uns im 
nationalen und im internationalen Bereic 
für die Verwirklichung einer Politik der Zü 

kunft. Diese Zukunft ist möglich, wenn W» 
es wollen." 
Außerdem bekundeten die Teilnehmerin 
nen ihre Hoffnung auf faire Wahlen in 
Salvador und eine große Unterstützung 
für den christdemokratischen Spitzenka 
didaten Napoleon Duarte. 
Im Verlauf des Kongresses stellten ein 
Reihe von weiblichen Abgeordneten d 

EVP ihre Arbeit in den letzten fünf Jahren 

vor und diskutierten mit dem Publiku 
Diese Runde in Form einer TalkshoW e 

laubte  es,  zahlreiche   Fragen  anzuspr 

chen von Frauen- und Familienpolitik üD 

Entwicklungspolitik   und   der   Frage 
Menschenrechte bis zu Umwelt-, Verbra 
eher- und Gesundheitspolitik, die Agr' 
politik   nicht   ausgenommen.   Zahlreic 
Regierungsvertreter hatten Grußtelegra 
me gesandt, so auch Bundeskanzler n 
mut Kohl. 
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• KOMMUNEN 

Finanzlage deutlich 
verbessert 
°'e kommunalen Spitzenverbände haben 
lhre jüngste Haushaltsumfrage, die von ih- 
nen alljährlich durchgeführt wird, zur Si- 
u^tion  der kommunalen  Finanzen   1983 

J^d 1984 vorgelegt. Die Ergebnisse dieser 
Wrage sind eine eindrucksvolle Bestäti- 

gung der Politik der Bundesregierung zur 
tärkung der Gemeinden. Besonders her- 
0rzuheben ist die Aussage der kommu- 
a|en Spitzenverbände, daß es durch eine 
essere konjunkturelle Entwicklung, einen 
^r mäßigen  Preisanstieg  und  maßvolle 
Schlüsse   bei  den  Tarifverhandlungen 
6r> Städten und Gemeinden 1983 gelun- 

*en ist, nicht nur den langjährigen negati- 
en Trend in der Entwicklung der kommu- 

pa,en Finanzen zu stoppen, sondern die 
'nanzlage auch nachhaltig zu stabilisie- 

^ Einnahmen der Kommunen sind 1983 
P^1 3,7 Prozent gestiegen, dem steht ein 

ckgang der Ausgaben von 0,7 Prozent 
J9enüber. Mit 5,1 Prozent sind die Netto- 
VQ

euereinnahmen höher ausgefallen als 
s^

n den Spitzenverbänden in der Progno- 
£ '983 mit 4'^ Prozent vorausgesagt, 
^scheidenden Anteil daran haben die 
^ werbesteuereinnahmen mit einer über- 
^POrt'onalen Steigerungsrate von 9 Pro- 
198^ D'e Nettokreditaufnanme konnte 
. 3 im Vergleich zu 1982 von 6,61 Milliar- 
We

n Mark auf 2,2 Milliarden Mark gesenkt 
* rden. Das ist ein Rückgang um 66,7 

r°zent. 

.Prognose der kommunalen Spitzen- v^rbä ,aride für 1984 verdeutlicht, daß sich 
Nr6 p0sitve Entwicklung für die Kommu- 

'nanzen auch weiter fortsetzen wird 
St6|lt MdB Joseph-Theodor Blank fest. 

• WOHNUNGSBAU 

Mietenanstieg hat sich 
weiter verlangsamt 
Der Rückgang der Mietsteigerungen hat 
sich im Januar 1984 deutlich fortgesetzt, 
stellte Bundesbauminister Oscar Schnei- 
der in Bonn fest. Gegenüber Januar 1983 
seien die Mieten nur noch um 4,1 Prozent 
gestiegen, nachdem diese Rate im De- 
zember 1983 noch bei 4,6 Prozent und im 
Jahr 1983 insgesamt bei 5,3 Prozent gele- 
gen habe. Diese Entwicklung sei auf allen 
Teilmärkten zu beobachten. Während die 
Altbaumieten im Dezember 1983 — je- 
weils im Vorjahresvergleich — noch um 
5,8 Prozent gestiegen seien, sei man im 
Januar 1984 bei 5,3 Prozent angelangt und 
bewege sich damit wieder auf dem Niveau 
der vergangenen Jahre. Auch im freifinan- 
zierten Wohnungsbau setze sich der rück- 
läufige Trend fort und betrage die Miet- 
steigerungsrate im Januar 1984 3,3 Pro- 
zent. Von 1982 bis 1983 seien die Mieten 
von freifinanzierten Wohnungen noch um 
4 Prozent gestiegen. 
Die neuere Entwicklung bestätige ihn in 
der Annahme, so der Minister, daß die zu 
Beginn des Jahres 1983 aufgestellten Be- 
hauptungen, die Neuregelungen im Miet- 
recht würden zu drastischen Mietsteige- 
rungen führen, nachhaltig widerlegt seien. 
Der Anstieg der Mieten im Jahr 1983 habe 
lediglich einen teilweisen Ausgleich der 
von 1979 bis 1982 real gesunkenen Miet- 
erträge bewirkt. 
Auch im sozialen Wohnungsbau ist eine 
deutliche Beruhigung eingetreten. So sind 
im Januar 1984 die Mieten für Sozialwoh- 
nungen gegenüber Januar 1983 um durch- 
schnittlich 4,2 Prozent gestiegen, gegen- 
über einer durchschnittlichen Steige- 
rungsrate des Jahres 1983 von 6,3 Pro- 
zent. 
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